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j    jen Personalentscheidungen, die durch 
w "Rücktritt von Lothar de Maiziere not- 
tär v ^ ^worden sind, begann Generalsekre- 
$ei      ^er Rühe auf einer Pressekonferenz 
(j-nen Bericht über die Sitzung von Präsi- 
iiTi ? Unc* Bundesvorstand am 23. September 

n K°nrad-Adenauer-Haus: 
Öer 
loch 

Part eivorsitzende hat Lothar de Maiziere 
pr-   

einmal für seine Arbeit gedankt und dem 
schf" unc* Bundesvorstand seine Vor- 
un ,a§e gemacht, die alle ohne Gegenstimmen 
Sjnd° 

ne Enthaltungen angenommen worden 
j ' Sie betreffen Angela Merkel für das Amt 
Ch • . ertretenden Bundesvorsitzenden und 
Pan S-t'ne LieDerknecnt fur das Präsidium der 
rjre

e' ~~ diese Nachwahlen sollen auf dem 
ener Parteitag vollzogen werden — sowie 

(Fortsetzung auf Seite 3) 

Angela Merkel, vorgeschlagen für das 
Amt der stellvertretenden Bundesvor- 
sitzenden. 

•n Vordergrund 
stehen 
Bat und Hilfe 

Begründung zum Kommissions-Entwurf 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Dazu 
die wichtigsten abweichenden Regelun- 
gen im Entwurf der Initiativgruppe um den 
CDU-Bundestagsabgeordneten Herbert 
Werner. Grüner Teil 
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Platten-Hochhäuser 
im Osten 
sanierungsfähig 
Die Plattenbauten in der ehe- 
maligen DDR sind besser als 
ihr Ruf. Im Durchschnitt sei 
der Zustand der Platten, die 
Fachleute „Großtafeln" nen- 
nen, sogar etwas besser als in 
Westdeutschland, sagte Prof. 
Erich Cziesielski auf dem 
„Bauphysikkongreß 91" in 
Berlin. Die Stahlbewehrung 
der Platten sei effektiver als 
im Westen geschützt worden, 
so daß Korrosionsprobleme 
später aufträten. 

Millionen-Spritze 
für Naturschutz 
in Ost- und 
Westdeutschland 
Die EG stellt bis 1994 für 
Naturschutzmaßnahmen in 
Deutschland 6,44 Millionen 
Mark bereit, von denen allein 
6,15 Millionen Mark in die 
Bundesländer Brandenburg 
und Mecklenburg-Vorpom- 
mern fließen. 
Wie Umweltminister Klaus 
Töpfer in Bonn erläuterte, 
sind die Mittel für die Natio- 
nalparks „Vorpommersche 
Boddenlandschaft" und 
„Müritz" sowie für Gebiete 
an der Unterhavel und zur 
Erhaltung von Weißstorch- 
vorkommen im nordrhein- 
westfälischen Kreis Minden- 
Lübbecke vorgesehen. 
In den beiden Nationalparks 
brüten 30 EG-weit gefährdete 
Vogelarten. Dazu gehören vor 
allem See- und Schreiadler, 
die auf der Liste der in 
Europa vom Aussterben 
bedrohten Arten stehen. 

Nachrichten 
aus den 
neuen Ländern 

Arzneimittelwerk 
Dresden will 
auf westdeutschen 
Markt 
Mit dem erstmaligen Vertrieb 
eines Präparates in den alten 
Bundesländern will die Arz- 
neimittelwerk Dresden 
GmbH eine Marktoffensive 
starten und die nach eigenen 
Angaben insgesamt günstige 
Wirtschaftsentwicklung fort- 

setzen. Das in Lizenzproduk- 
tion hergestellte Präparat 
gegen Magenübersäuerung 
soll den Vorreiter für weitet 
Medikamente spielen, mit 
denen pro Jahr ein Umsatz 
von 30 bis 50 Millionen DM 

in den alten Bundesländern 
erwartet wird. Der Umsatz 
des nach eigenen Angaben 
umsatzstärksten Pharmai"1' 
ternehmens Ostdeutschen 
betrug im zweiten Halbjanr 

1990 nahezu 302 Millionen 
DM, davon 166 Millionen 
DM in den neuen Bundeslä 
dem. Insgesamt ist mit der 
Herstellung von 127 Arznei- 
mitteln ein Jahresüberschu' 
von 39,4 Millionen DM 
erwirtschaftet worden. 

Oetker-Gruppe wird bis 1994 
356 Millionen DM investieren 
Zum Schluß noch ein Wort zu unseren Aktivitäten in den 
neuen Bundesländern. Der Industrie wird immer wieder vorg 
warfen, sie profitiere von den neuen Märkten, betrachte sie 
aber vornehmlich als Absatzgebiet, nicht als Investitions- 
schwerpunkt. Deshalb werde die Situation immer ungünstig 
oder unerträglicher. Dies, meine Damen und Herren, stinir" 
nicht. Es stimmt nicht gesamtwirtschaftlich ... Und es stim^ 
schon gar nicht in Bezug auf die Oetker-Gruppe. Wir werde 
bis Ende 1991 in den konsolidierten und nicht-konsolidierte 
Geschäftsbereichen insgesamt 122 Mio DM in SachinvesH' 
nen geleistet haben. Weitere 30 Mio DM sind als MarktInve- 
stitionen in die neuen Bundesländern geflossen. Mit diesen 
Maßnahmen hat die Oetker-Gruppe 1.600 Arbeitsplätze er 
ten bzw. neu geschaffen. Die Arbeitsplatzeffekte bei Zulief 
rern sind dabei nicht berechnet. Mittelfristig, d.h. bis 1994. 
haben wir ein Investitionsvolumen von weiteren 204 Mio P 
für den östlichen Teil Deutschlands vorgesehen. Damit WO' 
insgesamt 356 Mio DM investiert. Die Schwerpunkte wer" 
dabei von unseren Unternehmen Dr. August Oetker Nah- 
rungsmittel KG, Binding-Brauerei bzw. Berliner Kindl und 
Meyer & Beck gesetzt. Allein bei der Binding-BrauergrupPe 

finden 1.000 Mitarbeiter in den neuen Bundesländern Lon 
und Arbeit. , 
Aus der Rede von August Oetker auf der Bilanz-Pressekon 
renz der Oetker-Gruppe am 3. September 1991 

J 
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Überforderung durch massenhaften 
Mißbrauch des Asylrechts 
(Fortsetzung von Seite 1) 

r den Vorsitz der Grundsatzprogramm- 
Immission Rainhard Göhner. 

ei diesen Vorschlägen handelt es sich 
.   Kolleginnen und einen Kollegen, die 
!ne Drei als erste Zahl in ihrem Lebens- 
ter haben: Das ist ein deutliches Signal 
die junge Generation und an die 

rauen. An der einhelligen Zustimmung 
r  

dlesen Vorschlägen können Sie spü- 
n> daß die Partei diese Signale voll 

Gemutzt. 
Ir haben uns mit der Situation in Hoy- 

t.
rswerda und der Asyldebatte beschaf- 
ft. Der Vorstand hat die Vorkommnisse 
£. rt> die Gewaltanwendungen und die 
t .^SCnüchterungen aufs Schärfste verur- 

müssen alle Anstrengungen gemacht 
fP-       ' um diese Zeichen von Fremden- 

'ndlichkeit zu bekämpfen. 
.lst aber auch deutlich geworden, daß 
ln Hoyerswerda zu einer Überforde- 

re!!8 der Belastbarkeit der Bevölkerung 
Q °mmen ist. Damit sind nicht die 
a^ewalttäter gemeint, deren Verhalten nur 
Und        l werc*en kann. In Hoyerswerda 

anderswo gibt es aber deutliche Sym- 
fce 

me für eine Überforderung der Bevöl- 
bra1"8 durcn den massenhaften Miß- 
es 

Ucn des Asylrechts, und deswegen ist 
Spr

n°twendig, daß wir bei dem Spitzenge- 
gen R 'n d'eser Woche zu den notwendi- 

tntscheidungen kommen. 

Uns ai^ nocn e,nma' sagen, worum es 
(jes ^Vt: Gerade nach den Erfahrungen 
|j0   p.ritten Reiches, als bis zu einer Mil- 
hab       tscne politisches Asyl gefunden 
WUr^

n' Wodurch vielen das Leben gerettet 
e> »st es uns wichtig, daß es dabei 

bleibt: Jeder, der wirklich politisch ver- 
folgt ist und nach Deutschland kommt, 
findet auch Aufnahme bei uns. 

Aber gerade auch durch den massenhaf- 
ten Mißbrauch des Asylrechts wird der 
Konsens, der in dieser Frage besteht, 
bedroht. Und wenn Bilder, wie die von 
Hoyerswerda, die aus dieser Situation 
heraus entstehen, in die Welt gehen, dann 
schadet das dem Bild der Deutschen in 
der Welt. 

Deswegen muß gehandelt werden, und 
zwar in drei Richtungen: 
• Bewerber, die aus sogenannten Nicht- 
verfolgerstaaten kommen, müssen abge- 
wiesen werden können, ohne daß es zu 
einem förmlichen Verfahren kommt; 
• Menschen, die von sich behaupten, sie 
seien politisch verfolgt, und die schon 
durch ein anderes Land gekommen sind, 
in dem sie Freiheit und Sicherheit hätten 
finden können, sollen sich eben nicht ä la 
carte Deutschland aussuchen dürfen, 
• und wir müssen zu einer Harmonisie- 
rung in der Europäischen Gemeinschaft 
kommen. Das heißt: Wer etwa in Frank- 
reich in einem ordnungsgemäßen rechts- 
staatlichen Verfahren abgewiesen worden 
ist, der kann nicht ein neues Verfahren in 
Deutschland bekommen und umgekehrt. 

Das ist notwendig, wenn wir es mit der 
Freizügigkeit in der Europäischen 
Gemeinschaft und der Harmonisierung 
ernst meinen. 
Was endlich die Pflegeversicherung 
betrifft, haben wir die Vorarbeiten bera- 
ten, die in der Partei von einer Kommis- 
sion unter Norbert Blüm und in der 
CDU/CSU-Fraktion unter Heiner Geiß- 
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Bundesregierung verurteilt die 
Übergriffe auf das Schärfste 

Bundesinnenminister Wolfgang 
Schäuble erklärte zu den gewalttä- 
tigen Ausschreitungen in Hoyers- 
werda und in anderen Orten am ver- 
gangenen Wochenende: Die Bun- 
desregierung verurteilt die brutalen 
Übergriffe auf das Schärfste. 

Große Teile in der Bevölkerung sind 
besorgt über den massenhaften Zuzug 
von Asylbewerbern. Die Politiker in 
Bund und Ländern müssen deshalb 
baldmöglichst zu einem Ende der 
Asyldiskussion kommen und den Miß- 
brauch des Asylrechts beseitigen. 
Eine weitere Beunruhigung bei den 
Bürgern ist nicht länger hinnehmbar. 
Sie wird vor allem von solchen Kräf- 
ten genutzt, die Haß und Gewalt 

gegenüber Ausländern in Deutschland 
säen wollen. 

Die Bundesregierung wird es nicht 
dulden, daß rechtsextremistische und 
neonazistische Schlägertrupps frem- 
denfeindliche Aktionen und schlimme 
Gewalttaten begehen. Es darf nicht 
geschehen, daß Menschen an Leib 
und Leben zu Schaden kommen. 

Die Politik der Bundesregierung bleibt 
daraufgerichtet, die Ausländern 
gegenüber aufgeschlossene Grundhal- 
tung der deutschen Bevölkerung zu 
bewahren und Ausländerfreundlich- 
keit zu erhalten. Ich habe deshalb kein 
Verständnis für Sympathieäußerungen 
einzelner Deutscher gegenüber den 
Ausschreitungen. 

ler erarbeitet worden sind. Wir haben 
eine sehr ausführliche Diskussion 
geführt. Ich glaube, es waren gut drei 
Stunden, die wir über dieses Thema dis- 
kutiert haben, aber wir haben noch keine 
Beschlüsse gefaßt, weil in entscheidenden 
Punkten weiter diskutiert werden muß. 
Deswegen haben wir im Bundesvorstand 
festgelegt, daß am nächsten Montag, dem 
30. September, für den zunächst nur eine 
Präsidiumssitzung geplant war, eine wei- 
tere Bundesvorstandssitzung stattfinden 
soll, in der dann in Sachen Pflegeversi- 
cherung entschieden wird. 

Im Laufe dieser Woche wird eine Arbeits- 
gruppe der Partei unter Leitung von Hei- 
ner Geißler zusammentreten, in der auch 
die Kollegen vertreten sind, die die 
Hauptlast der Diskussion getragen 
haben. Deren Arbeit soll so angelegt wer- 

den, daß wir am nächsten Montag in 
einer Sitzung des Bundesvorstands eine 
definitive Entscheidung treffen können- 
Damit bleiben wir im Zeitrahmen: Wir 
können auf der Klausurtagung am 4.A 
Oktober in Banz die Gespräche mit der 
CSU führen, und wir können dann auc 
die Gespräche mit der FDP beginnen- 
Es geht darum, einen Beschluß zu ^asse, ' 
der die Arbeitsgrundlage von CDU un 
CSU ist für die Gespräche mit der FDf-j 
Denn wir wollen natürlich möglichst vi 
von unserem Beschluß in den Verhand- 
lungen mit der FDP durchsetzen. 
Klar ist im Bundesvorstand auch noch 
einmal geworden, daß es ausschließ^ 
um eine Einigung innerhalb der Koali- 
tion geht und daß in keinem Fall daran 
gedacht ist, mit den Sozialdemokraten z^ 
stimmen. 
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Das Recht auf Asyl darf nicht 
durch Mißbrauch gefährdet werden 
J1» Anschluß an die Sitzung des Bun- 
esfachausschusses Innenpolitik der 

^DU am 19. September erklärte der 
°rsitzende, Johannes Gerster, zur 

^sylrechtsdiskussion: 
er hohe Asylbewerberzugang hält mit 
eigender Tendenz weiter an. Beantrag- 

|en 1990 bereits 193 000 Menschen Asyl 
*J der Bundesrepublik Deutschland, so 
erden es in diesem Jahr deutlich mehr 
ls 200000 sein. In den ersten acht Mona- 
*n dieses Jahres haben insgesamt 141081 
usländer einen Asylantrag gestellt, 

^genüber 119781 Personen im Ver- 
|leichszeitraum 1990. Das ist eine 

unahme um 17,8 Prozent. Eine Entspan- 
Un8 der Situation ist nicht in Sicht. Im 

^enteil, das Wachsen der Weltbevölke- 
fän8 Und zunenmendes Wohlstandsge- 

.e werden den Zuwanderungsdruck 
Reiter verstärken. Angesichts der unver- 

ema- 
j. '«-'aiarKen./\ngesicnis ucr um 
tikk1     en Zuspitzung der AsylprobL...t 

besteht dringender Handlungsbedarf. 

A 
e hoften Zugänge asylbegehrender 
slander stellen insbesondere die Kom- 

2uJlen> die für ihre Unterbringung 

Aufändi8 sind' vor kaum noch zu l°sende 

ble 8aben- Die damit verbundenen Pro- 
me

me bergen die Gefahr einer abneh- 
Bev5f° Akzeptanz des Asylrechts in der 
re  ^erung. Sie können auch dazu füh- 
Ve«       in Teilen der Bevölkerung das 
tret      en in die Politik schwindet'auf- de Probleme sachgerecht zu lösen. 

^ikel 16 Abs. 2 Satz 2 des Grundgeset- 
rechtarantiert P°litisch Verfolgten Asyl- 
land '"der Bundesrepublik Deutsch- 
en"        an halten wir fest. Wer aus 
^rü XHi   en' rass»schen oder religiösen 

nden staatlichen Verfolgungsmaß- 

nahmen mit Gefahr für Leib und Leben 
oder Beschränkungen der persönlichen 
Freiheit ausgesetzt ist, muß in unserem 
Land Schutz und Zuflucht finden kön- 
nen. 

Bei der Entwicklung des Asylbewerberzu- 
gangs haben politische Verfolgungen als 
Fluchtmotive aber nur noch marginale 
Bedeutung. Überwiegend sind andere, 
vor allem wirtschaftliche Motive der 
Grund, einen Asylantrag zu stellen, um 
zumindest ein vorübergehendes Aufent- 
haltsrecht zu erwirken. Das Asylrecht ist 
nicht das geeignete Instrument zur Linde- 
rung der wirtschaftlichen Not in anderen 
Ländern der Erde. 

Ein großer Teil der Asylbegehrenden 
kommt aus Staaten, in denen keine politi- 
sche Verfolgung (mehr) herrscht. Reise- 

Die Möglichkeiten, unterhalb 
der Schwelle der Grundge- 
setzänderung den Asylmiß- 
brauch zu unterbinden, sind 
so gut wie ausgeschöpft. 

freiheit, Freizügigkeit, die wir alle wollen 
und begrüßen, kann aber nicht Niederlas- 
sungsfreiheit oder Einwanderungsfreiheit 
bedeuten. 

Das Recht auf Asyl darf nicht durch Miß- 
brauch ausgehöhlt und gefährdet werden. 
Deshalb muß ein Mißbrauch des Asyl- 
rechts durch eine verbesserte Regelung 
des Zugangs verhindert werden. Die 
Möglichkeiten, dem Mißbrauch des Asyl- 
rechts durch eine Straffung und 
Beschleunigung der Asylverfahren unter- 
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halb der Schwelle einer Grundgesetzän- 
derung zu begegnen, sind so gut wie aus- 
geschöpft. Ebenso hat sich gezeigt, daß 
die Bemühungen der Länder, durch eine 
konsequente Abschiebepraxis der Pro- 
bleme Herr zu werden, weitgehend 
erfolglos geblieben sind. 

Grundlegende Änderungen werden sich 
nur dann ergeben können, wenn zur Neu- 
regelung des Asylverfahrens das Grund- 
gesetz geändert wird. Dabei muß klar 
bleiben, daß den wirklich politisch Ver- 
folgten auch weiterhin Schutz und 
Zuflucht zu gewähren ist. Es muß aber 
ausgeschlossen werden, daß sich auf das 
Asylrecht auch diejenigen berufen kön- 
nen, die unseres Schutzes nicht bedürfen, 
weil sie entweder nicht oder nicht mehr 
verfolgt und gefährdet sind. 
Artikel 16 des Grundgesetzes in seiner 
gegenwärtigen Fassung verlangt, daß alle 
Asylanträge — auch offensichtlich unbe- 
gründete — individuell im Einzelfall 
geprüft werden müssen. Dies verbietet es, 
daß Angehörigen von Staaten, in denen 
keine politische Verfolgung stattfindet, 
der Zutritt in die Bundesrepublik 
Deutschland verweigert oder daß deren 
Aufenthalt vor Beendigung des Verfah- 
rens beendet werden kann. Ebensowenig 
kann Menschen, die in einem dritten 
Staat bereits vor politischer Verfolgung 
sicher waren, der Zutritt verweigert bzw. 
ihr Aufenthalt hier beendet werden, 
bevor ihr Anerkennungsverfahren been- 
det ist. 
Artikel 16 des Grundgesetzes verhindert 
überdies, daß die Bundesrepublik 
Deutschland gleichberechtigt an europäi- 
schen Lösungen teilnehmen kann, die 
festlegen, welcher Staat der Gemein- 
schaft welche Asylbewerber aufnehmen 
muß und welche er einem anderen abge- 
ben kann. Derartiger europäische Lösun- 
gen bedarf es aber, denn kein Land kann 
das Zuwanderungsproblem für sich 

alleine lösen. Die Bundesrepublik 
Deutschland mit ihrem jetzigen Asylrecn 
ist in der Gefahr, zum Reserveasylland 
der EG zu werden. Es wäre unrealistisch 
zu glauben, daß bei den jetzt anstehende 
Verhandlungen über eine Harmonisie- 
rung des Asylrechts in Europa die ande- 
ren Mitgliedstaaten ein unserem Artikel 
16 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz entspre- 
chendes Grundrecht auf Asyl akzeptie- 
ren. 
Wir müssen deshalb die Möglichkeiten 
dafür schaffen, daß Asylbewerbern ans 
Staaten, in denen nach allgemeiner Übe 
zeugung keine politische Verfolgung 
(mehr) stattfindet, sowie Asylbewerbern» 
die aus sicheren Drittstaaten einreisen 
wollen, in denen sie in gleicher Weise 
Asyl beantragen könnten, der Zutritt ve 
weigert bzw. der Aufenthalt vorzeitig 
beendet werden und die Bundesrepubl' 
Deutschland im übrigen gleichberechtig 
an europäischen Lösungen der Asyl- nn 
Wanderungsprobleme teilnehmen kann- 
Dies ist nur möglich, wenn das Grundg 
setz entsprechend geändert wird. 

SPD-Verwirrspiel beenden ^ 

Eine entsprechende Grundgesetzände- 
rung darf nicht länger dadurch verhind 
werden, daß sich die SPD, ohne deren 
Mitwirkung die notwendige Zweidritte 
mehrheit im Bundestag und im Bundes1" 
nicht zu erreichen ist, weiter verweigert' 
Das öffentliche Verwirrspiel der SP" 
die Inflation einander widersprechend 
Meinungsäußerungen helfen nicht we« 
SPD, aber auch FDP, müssen sich ihre«" 
Verantwortung stellen. 
Der Bundesfachausschuß Innenpolitik 
begrüßt und unterstützt den Versuch, in 
Gesprächen zwischen den Koalitionsp 
teien und mit der SPD die notwendigen 
Mehrheiten für eine Grundgesetzände- 
rung zu erreichen. 
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Zuzahlung bei Arzneimitteln entschärft 

Weitere Verbesserungen in der 
Gesundheitsreform eingeführt 

die v er? ^er Gesundheitsreform ist 
\t-lrre'nbarung von Festbeträgen für 
Q*d|kamente. Deshalb sah das 
daft

u,jdheitsreformgesetz bisher vor, 

•»och t '"2 für Arzneimittel> für die 

'S p Festbetrag vereinbart wurde, 
^   r°zei|t vom Verkaufspreis oder 

Ximal 15 DM vom Patienten zuzu- 
ah,en sind. 

•aßtUrch sol,en Arzt und Patient veran- 
lag Werden, verstärkt Festbetragsmedika- 
gen i Zu ^schreiben bzw. nachzufra- 
ve.' 

e mehr Festbetragsmedikamente 
die p   .et werden, desto weniger müssen 
din  atienten zuzahlen. Bisher sind aller- 
lei erst für rund ein Drittel aller Medi- 
Urrj V^tQ Pestbeträge vereinbart worden. 
cW_ .  Versicherten nicht zu überfor- 
^zahi    die Bundesregierung eine neue 
3Cs ,    lngsregelung für Arzneimittel 
höcu 0ssen. Künftig müssen nur noch 

nstens 10 DM zugezahlt werden. 

^J!^Zuzahlung entfällt 
nahrr|leSe ^e8e'un8 gibt es folgende Aus- 
% tffi 

Ver^J" Arzneimittel, für die Festbeträge 
kg      n wurden, entfällt jede Zuzah- 

ren> ^
er Und Jugendliche unter 18 Jah- 

f(irs0r 
2la'mlfeempfänger, Kriegsopfer- 

emPfä
8eemPfänger, Arbeitslosenhilfe- 

Serbe!!^' ßAföG-Empfänger, Empfän- 
gt fü 

lmmter Leistungen der-Bundesan- 
r Arbeit, Heimbewohner, deren 

Heimkosten von der Sozialhilfe oder der 
Kriegsopferfürsorge bezahlt werden, 
brauchen keine Zuzahlung zu leisten. 

Befreit vor allem Rentner 

• Versicherte, deren monatliches Fami- 
lienbruttoeinkommen die Einkommens- 
grenze der Sozialklausel nicht überschrei- 
tet (Alleinstehende 1344 DM, Verheira- 
tete 1848 DM) bleiben von einer Arznei- 
mittel-Zuzahlung befreit. Wichtig ist, daß 
für die Versicherten in den neuen Bun- 
desländern die Einkommensgrenze von 
bisher 700 DM auf die im Westen gel- 
tende Grenze angehoben wird. Damit 
bleibt rund die Hälfte aller Versicherten 
in den neuen Bundesländern derzeit von 
jeder Zuzahlung befreit. Das gilt vor 
allem für die Rentner. 
• Die Versicherten werden durch die 
Überforderungsklausel vor einer finan- 
ziellen Überforderung geschützt. Wer ein 
jährliches Familienbruttoeinkommen von 
nicht mehr als 58.500 DM hat, zahlt 
maximal 2 Prozent seines Einkommens 
als Zuzahlung zu Arznei-, Verbands- und 
Heilmittel- sowie zu den Fahrtkosten. Bei 
einem höheren Einkommen liegt die 
Belastungsgrenze für die Zuzahlung bei 
maximal 4 Prozent des Einkommens. 
Bei Medikamenten bis zu 20 DM — das 
sind immerhin fast die Hälfte aller zuzah- 
lungspflichtigen Arzneimittelverordnun- 
gen — entlastet die neue Regelung die 
Versicherten gegenüber der bisher gülti- 
gen Rezeptgebühr von 3 DM. 
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Nach wie vor hohes 
Privatisierungstempo 
Die Privatisierung von Unterneh- 
men in den neuen Bundesländern 
setzt sich weiter in hohem Tempo 
fort. Die Treuhandanstalt hat bis 
Ende August 3378 Unternehmens- 
und Teilverkäufe genehmigt. 

Bei den Privatisierungen liegt das 
Land Sachsen mit 954 Unternehmen 
nach wie vor an der Spitze. Es folgen 
Thüringen mit 620 und Sachsen- 
Anhalt mit 602. In Mecklenburg-Vor- 
pommern fanden 492, in Brandenburg 
482 und in Berlin 228 Unternehmen 
einen privaten Investor. 
Damit sind für fast 580000 Arbeitneh- 
mer Arbeitsplatzzusagen erreicht wor- 
den. In den privatisierten Unterneh- 
men wurden bereits mehr als 20000 
Arbeitnehmer neu eingestellt. Bis zum 
Jahresende 1991 wird mit etwa 80000 
Neueinstellungen gerechnet. Die 
neuen Eigentümer gaben bisher Inve- 
stitionszusagen von 70,4 Milliarden 

DM. Die Verkaufserlöse der Privati- 
sierung sind auf 12,5 Milliarden DM 
angestiegen. 
Der mit Abstand wichtigste ausländi- 
sche Investor ist die französische Wirt' 
schaft. Von 156 Unternehmen, die die 
Treuhandanstalt an ausländischen 

Erhalt von 55300 
Arbeitsplätzen gesichert  

Investoren veräußert hat, sind 47 an 
französische Unternehmen gegangen- 
Insgesamt haben ausländische Unter- 
nehmen bisher 6,4 Milliarden DM in 
den neuen Bundesländern investiert- 
Sie sichern den Erhalt von 55300 
Arbeitsplätzen. 
Die Privatisierung der rund 8000 
Unternehmen mit 45 000 Betriebsstät- 
ten ist ein wichtiger Beitrag für die 
Umstrukturierung und Modernisie- 
rung der Wirtschaft in den neuen Bufl" 
desländern. Die Investitionen der 
neuen Eigentümer tragen wesentlich 
zur Belebung der Wirtschaft in den 
neuen Bundesländern bei. 

Neben der neuen Zuzahlungsregelung 
sieht der von der Bundesregierung 
beschlossene Gesetzentwurf weitere Ver- 
besserungen für die Versicherten in den 
gesetzlichen Krankenkassen vor: 

• Die Freistellung bei der Pflege erkrank- 
ter Kinder wird familienfreundlicher 
gestaltet. Künftig kann jeder Ehepartner 
10 Tage, Alleinerziehende sogar 20 Tage 
für die Pflege kranker Kinder von der 
Arbeit freigestellt werden. Gleichzeitig 
wird die Altersgrenze für die erkrankten 
Kinder von 8 auf 12 Jahre angehoben. 

• Die Inanspruchnahme der häuslichen 

Pflegehilfen für die Schwerstpflegehe'hI 

dürftigen wird erleichtert. Künftig &xC 

eine Vorversicherungszeit von 15 Jafl 

aus. 
• Beim Zahnersatz wird eine gleiten 
Härtefallregelung eingeführt. Bisher g 
das Prinzip „Alles oder Nichts"; ^er 

geringfügig über den Einkommensgr 
zen der Sozialklausel lag, mußte sein« 
volle Eigenbeteiligung zahlen. Irn In 
esse der Versicherten wird nun eine s ^ 
fenweise Eigenbeteiligung eingeführt, 
der die wirtschaftlichen Möglichkeite 
der Patienten besser berücksichtigt W   ^ 
den können. 
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^werbesteuer als wichtigste Einnahme- 
quelle der Kommunen bleibt erhalten 
.   '«sen Wochen wird das Steuerän- 
F.

run8sgesetz 1992 breit diskutiert. 
j>   "'e Diskussionen vor Ort hat der 
j r,arnentarische Staatssekretär im 

"^Ministerium, Horst Waffen- 
ludt, die folgenden Argumente for- 

"Uliert: 

tü  !e Ziele Verbesserung der Finanzsi- 
|a  

l0n der Familien und steuerliche Ent- 
^. Un8 der Betriebe zur Sicherung von 
wltsPlätzen im künftigen EG-Wettbe- 
t'k jSind erklärte Ziele der Unionspoli- 
\j '•   e auch die Kommunalpolitiker der 

lQn überall offensiv vertreten sollten. 

bej ,r die Steuerausfälle der Kommunen 
dü  ^ r Gewerbesteuer gibt es Ausgleich 
We   

Sen^ung der Gewerbesteuerum- 
der ^."d Abbau von Vergünstigungen bei 
&ü   "kommen- und Lohnsteuer. Der 
tjScu esschatzmeister der Kommunalpoli- 
(KpvT Verein>gung der CDU und CSU 
Sche c **0cnen Grünewald, Parlamentari- 
er p.Staatssekretär beim Bundesminister 
tiachl'

nanzen, hat in dieser Sache sehr 
vertr 

alti8 die kommunalen Interessen 
für d-   n' ^r ftat ein Informationspapier 
2üoft

le ^orrrnunalpolitiker der Union 
sesagt. 

• Seh 
nach   .w»chtig ist, daß die Gewerbesteuer 
q\jen   le Vor a's wichtige Einnahme- 

der Kommunen erhalten bleibt, 

wie es Bundeskanzler Helmut Kohl in 
seiner Gewerbesteuergarantie verspro- 
chen hat. Die Initiativen zugunsten der 
Betriebe betreffen nur einige Prozent- 
punkte des Gesamtaufkommens. Es ist 
besonders bedeutsam, dies herauszustel- 
len; denn die FDP hat den politischen 
Willen, die Gewerbesteuer ganz abzu- 
schaffen. 
• Die SPD startet wieder Angriffe auf die 
Bundesregierung wegen dieses Steuerän- 
derungsgesetzes und behauptet Benach- 
teiligungen der Gemeinden. Dem sollten 
wir offensiv begegnen. Alle Tatsachen 
und Erfahrungen lehren: Eine erfolgrei- 
che Wirtschaftspolitik mit entsprechen- 
der Förderung der Betriebe ist die beste 
Initiative für die kommunalen Kassen. 
• Außerdem bringt das Steueränderungs- 
gesetz 1992 nach dem Willen der Bundes- 
regierung zusätzlich 10,5 Mrd. DM für 
Maßnahmen nach dem Gemeindever- 
kehrsFinanzierungsgesetz in den Jahren 
1992 bis 1995. Das bringt zusätzliche 
Möglichkeiten für öffentlichen Personen- 
nahverkehr und kommunalen Straßen- 
bau. Im einzelnen sind es 1,5 Mrd. DM 
mehr im Jahr 1992 und je 3 Mrd. DM 
mehr in den Jahren 1993 bis 1995. Die 
Kommunen müssen nachdrücklich dar- 
auf achten, daß sie das Geld nach ihren 
Bedürfnissen von den Ländern erhalten, 
denen es der Bund gibt. 

Lohn- und Umsatzsteueraufkommen gestiegen 
und und Länder haben im ersten Halbjahr dieses Jahres 273,5 Milliarden 

st.
ark Steuern eingenommen. Nach Angaben des Bundesfinanzministeriums 

iah 8Cn das Lonnsteueraufkommen im alten Bundesgebiet gegenüber dem Vor- 
r um 14,3 Prozent und die Einnahmen aus der Umsatzsteuer um 23,7 Prozent. 
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Verbesserter Hochschulzugang für 
Absolventen des dualen Systems 
Zur Erhöhung der Attraktivität der 
beruflichen Bildung fordert der bil- 
dungs- und wissenschaftspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Alois Graf von Waldburg- 
Zeil: 

Bei einem Gespräch Arbeitsgruppe Bil- 
dung und Wissenschaft der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion mit dem Vorstand 
des Kuratoriums der deutschen Wirt- 
schaft für Berufsbildung bestand Einig- 
keit darüber, daß die zunehmenden Pro- 
bleme von Handel, Handwerk und Indu- 
strie, ausreichende Fachkräfte zu finden, 
nur gelöst werden können, wenn es zu 
einer deutlichen Korrektur der bisherigen 
Bildungspolitik kommt. Dabei gilt es, 
endlich zu einer wirklichen Gleichwertig- 
keit von allgemeiner und beruflicher Bil- 
dung zu gelangen. 
In den letzten 20 Jahren ist der Anteil der 
Studienanfänger am Altersjahrgang von 
gut 15 Prozent auf heute knapp 30 Pro- 
zent gestiegen. Immer weniger Jugendli- 
che wollen eine duale Ausbildung und 
daran eine Facharbeitertätigkeit anschlie- 
ßen. Andererseits werden auch in der 

Zukunft etwa zwei Drittel aller Beschäl' 
tigten für Facharbeitertätigkeiten benö- 
tigt. Diesem Auseinanderklaffen von " 
dungs- und Beschäftigungssystem gW e 

zu begegnen. 
Das Programm des Bundesministers fu 

Bildung und Wissenschaft zur Begabte11' 
förderung in der beruflichen Bildung: 
dem jährlich 3.300 begabte Berufstätig« 

ifl'1 

gefördert werden sollen, ist hier ein erj 
Schritt zur Stärkung der Attraktivität de 

beruflichen Bildung. Der Haushaltsent- 
wurf für 1992 der Bundesregierung &* 
hier eine Verdoppelung der Mittel füf 

Programm auf 20 Millionen Mark vor- 
In diesem Zusammenhang ist als welte

h. 
Schritt ein erleichterter Zugang zu Ho 
schulen für Absolventen des dualen 
Systems zu fordern und so die Durch'3 

sigkeit zwischen dem Bereich der berU-cjj 
chen Bildung und dem Hochschulbei"e 

zu erhöhen. Nur mit einer solchen ^a...s. 
nähme kann eine deutliche Attraktiv1 

Steigerung der beruflichen Bildung °n j 
Fachkräfteberufe erleichtert werden u 
zugleich die Schulwahlentscheidung 
Eltern in Richtung duales System bee1 

flußt werden. 

Bundesminister Günther Krause voll entlastet 
Bundesverkehrsminister Günther Krause ist durch den Bericht des Bundesrecn- 
nungshofes über die Vorgänge zur Konzessionsvergabe für Autobahnraststätten 
in den neuen Bundesländern voll entlastet worden! Dirk Fischer, verkehrspoht«" 
scher Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: In der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion bestanden nie Zweifel am rechtmäßigen Verhalten des heutigen 
Bundesverkehrsministers. Es ist nun an der Zeit, daß sich die SPD bei Bundes- 
minister Günther Krause für ihre Rufmordkampagne in den Sommermonaten 
1991 entschuldigt, wenn sie noch einen Funken Anstand verspürt. 
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Besserer Betreuungsunterhalt für 
die unverheiratete Mutter 
&'« CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
at ini Rahmen ihres Gesetzentwurfes 
Un* Schutz des ungeborenen Lebens 
Schlossen, auch das Bürgerliche 
esetzbuch zur Verbesserung des 

^treuungsunterhaltsanspruches der 
Butter eines nichtehelichen Kindes zu 
andern. 

ach geltendem Recht hat der Vater 
jj^ximal bis ein Jahr nach der Entbin- 

ung der Mutter eines nichtehelichen 
^ndes Unterhalt zu leisten. Der Gesetz- 
entwurf der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

n sieht vor, diesen Zeitraum auf drei 
fire zu erweitern. Außerdem werden die 
0raussetzungen für einen Unterhaltsan- 
Pruch der Mutter vereinheitlicht und 

8 e>chgestellt, also unabhängig davon, ob 
sich um ein eheliches oder nichteheli- 

Cftes Kind handelt. 
p . 

'"hard Göhner, Parlamentarischer 
aatssekretär beim Bundesminister der 
stiz: Mit dieser erheblichen Verbesse- 

^ n8 des Betreuungsunterhaltsanspruches 
^er Mutter eines nichtehelichen Kindes 
Seh Zu&'e'cn em wichtiger Beitrag zum 

utz des ungeborenen Lebens geleistet. 

erade für die soziale Situation der 
c, Verheirateten Mutter eines nichteheli- 
oe

en Kindes ist der Unterhaltsanspruch 
K   ^nu°er dem Vater von ausschlagge- 

nder Bedeutung. Das geltende Recht 

diskriminiert die Mutter eines nichteheli- 
chen Kindes, weil bisher der Unterhalts- 
anspruch sowohl von der Dauer als auch 
den sachlichen Voraussetzungen her sehr 
beschränkt ist. Es muß aber gewährleistet 
werden, daß die Mutter mindestens bis 
zum Kindergartenalter ihres Kindes 
einen Unterhaltsanspruch hat, um gege- 
benenfalls auf Erwerbstätigkeit verzich- 
ten zu können. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist 
die erste und bisher einzige Fraktion, die 
für die Verbesserung des Betreuungsun- 
terhaltsanspruches der Mutter eines 
nichtehelichen Kindes einen konkreten 
Vorschlag vorlegt. Immerhin wird der 
Unterhaltsanspruch auf drei Jahre und 
damit um das Dreifache verlängert. Es ist 
zu hoffen, daß sich auch die FDP- und 
SPD-Bundestagsfraktion diesem Vor- 
schlag anschließen werden. 
Der Vorschlag der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion geht in diesem Punkt 
zugleich über die bisherige Koalitionsver- 
einbarung hinaus. Die Koalitionsverein- 
barung sieht lediglich vor, das Recht der 
nichtehelichen Kinder umfassend zu 
überprüfen. Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion hält an dieser Absicht fest, will 
aber im Vorgriff auf diese Prüfung die 
Verbesserung des Betreuungsunterhalts- 
anspruches im Rahmen der Gesetzge- 
bung zum Schutz des ungeborenen 
Lebens regeln. 

Sonderausschuß für die Reform des § 218 geplant 
ür die Beratung der neuen Regelung des § 218 im geeinten Deutschland soll 
er Bundestag einen eigenen Ausschuß einsetzen. Den Vorsitz beansprucht die 

LDU/CSU-Bundestagsfraktion. 
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Die Bundeswehr muß sich an Aktionen 
zur Friedenssicherung beteiligen können 
Paul Breuer, Beauftragter der CDU 
für die Bundeswehr, über den ersten 
Bericht, den Alfred Biehle als Wehrbe- 
auftragter am 19. September dem Par- 
lament erstattet hat: 

Die Integration des Personals in den 
neuen Bundesländern, der Abbau der 
Personalstärke der Bundeswehr, aber 
auch die Golf-Krise markierten eine Ent- 
wicklung, die ihren besonderen Nieder- 
schlag in der Arbeit des Wehrbeauftrag- 
ten finden mußte. 
Die große Quote der Eingaben aus den 
neuen Bundesländern dokumentiert das 
hohe Ansehen des Wehrbeauftragten und 
das Vertrauen zu seinem Amt. 
Die Institution verdeutlicht zugleich Bür- 
gern und Soldaten des Beitrittsgebietes, 
daß mit der hervorgehobenen Stellung 
des Wehrbeauftragten das innere Gefüge 
unserer Bundeswehr sehr aufmerksam 
beobachtet wird. 
Dieser Bericht des Wehrbeauftragten 
zeigt nicht nur Defizite oder mögliche 
Fehlentwicklungen in Richtung Ministe- 
rium oder militärischer Führung, sondern 
verlangt von uns Parlamentariern, von 
der Politik politische Klärungen. 
Er fordert uns auf, die Antwort zu geben, 
welche künftigen Einsätze im Rahmen 
von Systemen kollektiver Sicherheit auf 
welchen verfassungsrechtlichen Grundla- 
gen möglich sein sollen. 
Ich halte es für ein Gebot dieser Verant- 
wortung, daß sich die Bundeswehr an 
Aktionen zur Friedenssicherung oder 
Wiederherstellung des Friedens beteili- 
gen kann. Diese Option gilt im Rahmen 
eines Einsatzes der UN oder auch im 
Auftrag des freien Europas. 

Ebenso deutlich sage ich, daß rein natio- 
nale Einsätze ohne UN-Mandat oder 
außerhalb einer europäischen Struktur 
nicht zur Debatte stehen. 
Ein ganz wichtiges Feld im Zusammen- 
hang mit der durch die veränderte sicher- 
heitspolitische Lage mögliche reduzierte 
Personalstärke ist die Wehrgerechtigkeit- 
Wir haben davon auszugehen, daß für 
145000 Wehrdienstplätze in der zukünft1' 
gen Personalstruktur der Bundeswehr be> 
einem 12monatigen Grundwehrdienst 
etwa 154000 Grundwehrdienstleistende 
benötigt werden, um Ausfälle usw. aus- 
gleichen zu können. 
Es darf nicht sein — und das ist auch füf 

die Motivation der Grundwehrdienstle'- 
stenden wichtig, daß Wehrgerechtigkeit 
formal nur dann entsteht, wenn genüge11 

Untaugliche und Kriegdienstverweigere 

vorhanden sind. 

Innere Führung 
Der Bericht des Wehrbeauftragten wid- 
met berechtigterweise ein deutliches 
Augenmerk auf den Teil unserer Bundes' 
wehr in den neuen Ländern. 
Neben dem Hinweis auf Mängel in der 
Infrastruktur, der Wohnungsfürsorge u° 
den gewaltigen Aufgaben beim Umwelt- 
schutz gilt die Aufmerksamkeit der 
„Inneren Führung". 
Ich schließe mich der Bewertung von 
Alfred Biehle an, daß trotz geringerer 
Eingaben zum Thema Menschenführung 
diesem Bereich keinesfalls weniger 
Bedeutung zugemessen werden darf. 
Nach meiner Beobachtung ist es der Bu 

deswehr in den neuen Ländern gelunge » 
dem Prinzip der Inneren Führung die 
weit zu öffnen. 
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jfandesfachausschuß Außenpolitik konstituiert 

Menschenrechte weltweit schützen 
* Anwesenheit von Generalsekretär 

yolker Rühe hat sich der Bundesfach- 
ausschuß Außenpolitik der CDU kon- 
JJjtuiert. Zum Vorsitzenden wurde 
«;«nar Brok MdEP, Mitglied im Vor- 
hand der EVP-Fraktion, gewählt. Zu 
^»nen Stellvertretern wählte der Bun- 
Jjsfachausschuß Friedbert Pflüger, 
y^tglied im Verteidigungsausschuß 
es Deutschen Bundestages, sowie 

öurkhard Dobiey. 

f chwerpunkte der Arbeit des Bundes- 
J^hausschusses wird die Frage nach der 

ükunft Europas und dem Aufbau einer 
jr.samteuropäischen Friedensordnung 
^e,n. Der Bundesfachausschuß hob die 

edeutung des europäischen Integra- 
^°nsprozesses hervor. Auch beschloß der 

undesfachausschuß, sich eingehend um 
en Aufbau der Kontakte zu den jungen 

u
e^°kratischen Parteien in Mittel-, Ost- 

P Südosteuropa sowie in der Sowjet- 
^1Qn zu bemühen. 
de

e,!5re Schwerpunkte seiner Arbeit sieht 
<j r °Undesfachausschuß in dem Ausbau 
. s transatlantischen Verhältnisses, der 
osung regionaler Konflikte sowie in 

ü/J^eltweiten Schutz von Menschen- 
0 Minderheitenrechten. Der Bundes- 

fachausschuß betonte, daß auch ange- 
sichts des epochalen Umbruchs in 
Europa die Außenpolitik des vereinten 
Deutschland als Teil des geeinten Europa 
neu zu bestimmen sei. Die Diskussion 
über die gewachsene Verantwortung 
Deutschlands zu führen und Schlußfolge- 
rungen daraus zu ziehen, sei die entschei- 
dende Aufgabe des Bundesfachaus- 
schusses. 

Der Bundesfachausschuß will dazu bei- 
tragen, die innerparteiliche Diskussion 
über die außenpolitischen Fragen zu 
intensivieren und das außenpolitische 
Profil der CDU zu stärken. 

Im Hinblick auf die andauernden 
Kämpfe in Jugoslawien unterstützte der 
Bundesfachausschuß die Forderung von 
Generalsekretär Volker Rühe, daß die 
EG zum Handeln gezwungen sei, falls die 
Vermittlungsmission des von der EG ein- 
gesetzten früheren britischen Außenmini- 
sters Lord Carrington in Jugoslawien 
scheitern sollte. Deutschland und mög- 
lichst viele andere Länder der Europäi- 
schen Gemeinschaft müßten dann Kroa- 
tien und Slowenien anerkennen, um eine 
Internationalisierung des Konfliktes zu 
erreichen. 

Seniorenministerin startet Telefonkette 
Einen guten Draht zu alten Menschen bewies Hannelore Rönsch, als sie am 18. 
September eine Telefonkette startete und mit der ersten von mittlerweile neun 
Jörnen telefonierte, die sich in einer Telefonkette zusammengefunden haben, 
^jurch einen täglichen Rundruf der Mitglieder der Telefonkette wird festgestellt, 
°P jedes Mitglied wohlauf ist. Wird die Kette einmal unterbrochen, kann unver- 
züglich in der Wohnung des Betroffenen nachgeschaut werden. Eine Erkran- 
kung, ein Unfall oder eine Notsituation kann auf diese Weise schnell festgestellt 
Und die nötige Hilfe herbeigeholt werden. 
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Rundfunkstaats vertrag: 

Signal für die Anstalten auf Grün, 
rot sieht nur der Gebührenzahler 
Beim Kamingespräch wurden die ent- 
scheidenden Weichen gestellt — end- 
lich: Nach monatelangem Tauziehen 
haben sich die Ministerpräsidenten am 
31. August 91 auf einen neuen Rund- 
funkstaatsvertrag geeinigt. 

Damit sind — beinahe ein Jahr nach der 
Wiedervereinigung überfällig — die 
rechtlichen Rahmenbedingungen für eine 
einheitliche duale Rundfunkordnung in 
ganz Deutschland geschaffen worden: 
Das von Journalisten zu Recht Magna 
Charta des Rundfunks genannte Ver- 
tragswerk gewährleistet Bestand und Ent- 
wicklung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks; privaten Veranstaltern wer- 
den Ausbau- und Fortentwicklung ihrer 
Sendekapazitäten ermöglicht. 
Chancengleichheit für öffentliche und 
private Rundfunkanbieter ist damit auch 
für die neuen Bundesländer zumindest 
auf dem Papier weitgehend garantiert; 
Realität ist sie allerdings noch lange 
nicht: Nach der Wiedervereinigung hatte 
der öffentlich-rechtliche Rundfunk dort 
einen enormen Startvorsprung. Die recht- 
lichen Grundlagen für Privatfunk entste- 
hen in den einzelnen Ländern erst jetzt; 
es bleibt zu hoffen, daß durch zügige Fre- 
quenzvergabe den Privaten doch noch 
eine faire Chance geben wird. 
Selbst mit dem öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk steht es in den neuen Bundes- 
ländern nicht zum besten: Mit dem Mit- 
teldeutschen Rundfunk (MDR) ist nur 
eine leistungsfähige neue Anstalt geschaf- 
fen worden. Die Entscheidung der 
Schweriner Landesregierung, mit dem 

NDR zu kooperieren, stellt nur die zweit' 
beste Lösung dar: 
Die Bildung einer nordostdeutschen 
Rundfunkanstalt mit Berlin und Bran- 
denburg hätte die rundfunkpolitischen 
Probleme in Ostdeutschland mit einem 
Schlag gelöst. So ist nun zu befürchten, 
daß mit Radio Brandenburg ein weiterer 
Minisender ä la Radio Bremen oder ä la 

Saarländischer Rundfunk entsteht, der 
nur durch ständige Finanzspritzen der 
ARD und damit letztlich auf Kosten der 
Gebührenzahler, die diese Programme 
überhaupt nicht empfangen können, afl1 

Leben gehalten wird. Bei aller Liebe füf 

Von Joseph-Theodor Blank, 
medienpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

regionale Identitätssuche — als Feige0' 
blatt für Parteitaktik und kulturelle 
Eigenbrötelei taugt sie nicht. Ein klares 
Signal der Ministerpräsidenten hätte nie 

vielleicht auf den rechten Weg geführt- 

Was wir brauchen, jetzt, nach der wirt- 
schaftlichen und politischen Einigung 
Deutschlands, ist ein konkurrenzfähig^ 
nationaler Hörfunk, der durch flächen- 
deckende Versorgung der Bevölkerung 
den geistigen Prozeß des Zusammen- 
wachsens fördern kann. 
Und was sollen wir bekommen? Eine 
„Gemeinschaftseinrichtung von ARD 
und ZDF", die unter Beibehaltung der 
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K       genutzten Frequenzen die bisheri- 
fi  L    l Programme des Deutschlands- 
"nks, des RIAS 1 und des Ex-DDR-Sen- 

rs DS-Kultur betreiben soll. 
n solcher nationaler Rundfunk verdient 

au?? IS,amen nicnt: Bei Beschränkung 
ein     ber 8enutzte Frequenzen rückt 

e flächendeckende Versorgung in 
eite Ferne! 

Sc, x Programme mit teilweise identi- 
j, ein Inhalt machen sich gegenseitig 
^ nkurrenz und verursachen unnötige 
auf-      Sinnvoller ist die Beschränkung 
turVeWeils ein Kultur- (RIAS 1/DS-Kul- 
(ÖI c°^ em Inrormationsprogramm 
re i/ unter Ausnutzung aller verfügba- 

n Sequenzen. 

a    
demnächst jede einzelne Rundfunk- 

^ocKll im neuen Hörfunk ihr Süppchen 
g   

hen? Die Unabhängigkeit der Pro- 
be mmgestaltung muß gesichert sein; der 
ein C Sender darf nicnt etwa von vornher- 
^UrH01 ^^Politischen Tropf der kon- 

Verenden ARD hängen. 

sen V°M ist vielmehr die Gründung einer 
di  *tändigen Rundfunkanstalt oder gar 
renjK8liederung an das ZDF: Konkur- 
Fern     teht nicht' da das ZDF bisher nur 
dUrhehen betreibt; Kosten könnten 
Sesn   ^utzung vorhandener Strukturen 
nau aJJ werden und vor allem: Ein natio- 
bere- "0riunkauftrag ergänzte ideal den 
nen oS   stehenden deutschlandbezoge- 1^end« •eauftrag des ZDF! 

daft* bedauerlich, daß die Länderchefs 
Q      niCnt den Weg freigegeben haben. 
;rQn 

^ebivf *"'cnt haben sie allerdings für die 
^ahe ^

renerhöhung gegeben: Mit bei- 
ger u-.     P^ jährlich zahlen unsere Bür- 
Eüro

Unftig die dritthöchsten Gebühren in 
derit 

Pa- 2war haben die Ministerpräsi- 
gelock dle 20"Uhr-Werbegrenze nicht 
Wider 

ert Und damit der Versuchung 
*u La

Standen' den Öffentlich-rechtlichen 
er» der Privaten ein noch größeres 

Stück vom Werbekuchen zu genehmigen, 
auch ist ein Teil des 4,80 DM-Aufschlags 
an bestimmte Projekte, wie die Neuord- 
nung der Bundesrundfunkanstalten 
gebunden, 2,30 DM fließen aber dennoch 
in die Kassen unserer Rundfunkanstalten 
und dies, obwohl zuletzt erst am 
1.10.1990 an der Gebührenschraube 
gedreht worden war. 

Um es ohne Umschweife und direkt zu 
sagen: Diese Gebührenerhöhung ist über- 
höht! Nachdem die Intendanten monate- 
lang mit dem Klingelbeutel durch die 
Lande gezogen sind, konnten sie nun die 
Ernte einfahren — und beginnen, neue 
Ausgaben zu planen: 

Für die Ausstrahlung eines dreistündigen 
Frühstücksfernsehens für ARD und ZDF 
fordert der WDR 107 zusätzliche Plan- 
stellen; und damit nicht genug: ab 
7. Oktober startet WDR 5 - die fünfte 
ebenso kostentreibende wie überflüssige 
Hörfunkkette der einzigen Verwaltung in 
Deutschland, die Rundfunk betreibt. 

Mit Rundfunk-Grundversorgung hat 
diese Art von Rundfunkpolitik längst 
nichts mehr zu tun — das Gebührenprivi- 
leg wird zum Privileg weitgehend unkon- 
trollierter Expansion; ob der Gebühren- 
zahler daran interessiert ist, interessiert 
nicht — Hauptsache, er zahlt! 

Das ist der eigentliche Grund für die 
Bauchschmerzen, die die Durchsicht des 
voluminösen Vertragswerks verursacht. 
Es sind wieder einmal zu viele Kompro- 
misse eingegangen worden; überall sind 
Sonderinteressen aneinander geraten, 
deren Ausgleich oft nur noch verbal 
erfolgt ist. Der Mut für einen Kurswech- 
sel in der entscheidenden Finanzfrage, 
der Mut zu der dringend notwendigen 
Strukturreform des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks, hat gefehlt. So bleibt das 
Signal für die Anstalten auf Grün. Rot 
sieht nur der Gebührenzahler. • 



Seite 16 •  UiD 29/1991 MITTELSTANDSVEREINIGUNg 

7. Kreisverbands-Konferenz in Creuzburg 

Ost und West mit einer Stimme 
Die 7. Kreisverbands-Konferenz der 
Mittelstandsvereinigung der CDU/ 
CSU, erstmals in den neuen Bundes- 
ländern, hat gezeigt: Die Mittelständ- 
ler aus Ost und West haben zusam- 
mengefunden. Es gibt nicht mehr Ost- 
und Westprobleme, sondern nur noch 
gemeinsame Sorgen und gemeinsame 
Forderungen. Die Konferenz am 6./7. 
September in Creuzburg verabschie- 
dete einen Forderungskatalog, damit 
sich der Mittelstand in den neuen Bun- 
desländern und in Berlin noch besser 
entwickeln kann. 

Hans-Ulrich Köhler, Stellvertretender 
Bundesvorsitzender der Mittelstandsver- 
einigung der CDU/CSU, brachte diese 
Forderungen ein. Sie sind von den Mittel- 
standsvereinigungen Mecklenburg-Vor- 
pommern, Brandenburg, Berlin, Sachsen- 
Anhalt, Thüringen und Sachsen einstim- 
mig erarbeitet worden und zeigen die 
dringendsten Handlungsfelder auf: 

• Gesetzesinitiative zum Schutz von Mie- 
tern von Gewerberäumen vor existenzge- 
fährdenden Kündigungen und extremen 
Mieterhöhungen 

• Anwendung der Baunutzungsverord- 
nung und des Planungsrechts zur Begren- 
zung der Verkaufsflächen auf der grünen 
Wiese 

• Entwicklung mittelständischer Struktu- 
ren durch die Treuhandanstalt 

• Stärkere Berücksichtigung des Mittel- 
standes bei den Tarifabschlüssen durch 
regionale und strukturelle Differenzie- 
rungen, eine Abkehr von Allgemeinver- 
bindlichkeitserklärungen von Tarifverträ- 

gen und eine verstärkte mittelstandsp0' 
tische Präsenz in Tarifkommissionen 

• Ausreichende Bereitstellung von 
Gewerberäumen und -flächen durch 
Landkreise und Kommunen und stärke| 
Berücksichtigung des heimischen Mit{e' 
Standes bei deren Vergabepraxis unter 
Ausschöpfung der Möglichkeiten durch 
das Investitionsenthemmungsgesetz 
zugunsten des heimischen Mittelstand*5 

• Mittelstandsfreundliche Ausgestalte^ 
der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen e 
Ausschaltung von Mißbräuchen durch 
die zuständigen Kontrollorgane 

• Qualifizierungsoffensive für den M>  . 
telstand unter Nutzung der Chancen un 

Möglichkeiten des Arbeitsförderungs£ 
setzes 
• Schnellerer Ausbau der touristische*1 

Infrastruktur 

• Entzerrung der Öffnungszeiten bei 
Banken, Sparkassen und öffentlichen 
Einrichtungen auch durch MehrschiC1 

betrieb 
• Stärkere Berücksichtigung des heu11 

sehen Mittelstandes bei Ausschreibujj» 
der kommunalen Wohnungsbaugese' 
schaften auch durch Splitten des Aus" 
schreibungsumfanges in mittelstands 
trägliche Lose 
• Einrichtung einer Konzentrationse 
quetekommission des deutschen Ein2 

handeis, insbesondere zur Untersuch 
der Vorgehensweise der westdeutsch 
Einzelhandelsketten in den neuen ßu 

desländern sowie der PrivatisierungsP 
xis der Gesellschaft zur Privatisierung 
Handels (GPH) der Treuhandanstalt    { 

• Verabschiedung von MittelstandsgeS 
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.  

Handbuch zur 
örtlichen und 
regionalen 
Familienpolitik 

lienpolitische Foren, ein Familienbe- 
richt und ein Familienprogramm bei. 
Wir brauchen eine Vernetzung fami- 
lienpolitischer Maßnahmen, um Fami- 
lien zu stärken und Hilfen anzubieten, 
wenn ihre Kraft nicht reicht. 
Der vorliegende Band ist eine Fund- 
grube für vielfältige Initiativen: fami- 
liengerechte Wohnungen, Siedlung 
und Umwelt, Arbeitswelt, familiener- 
gänzende Betreuung und Erziehung, 
Familienbildung und Familienbera- 
tung, Gesundheitswesen und soziale 
Dienste. 
Wer praxisorientierte Darstellung und 
konkrete Beispiele sucht, ist mit die- 
sem Handbuch bestens ausgestattet. 
Es zeigt auf, was in einem Familienbe- 
richt als Grundlage für ein familienpo- 
litisches Programm erfaßt werden 
sollte. 

Der Band ist herausgegeben vom 
Institut für Entwicklungspla- 
nung und Strukturforschung in 
Hannover im Auftrag des Bun- 
desministers für Familie und 
Senioren. Er ist zu beziehen über 
das Bundesministerium für 
Familien & Senioren, Godesber- 
ger Allee 140, 5300 Bonn 2, 
demnächst auch über den Buch- 
handel. 

yandreichungförfamilienpolitisch 
ln*eressierte in Kommunalparla- 
**enten, Verbänden, Betrieben und 
Wbsthilfegruppen 

aß Familienpolitik in der Kommune 
e,t mehr sein muß als gelegentliche 
°rderung der Familie, wird immer 
etlicher. Schon heute werden neben 
er Kommunalpolitik und der Verwal- 
n§ zahlreiche Akteure familienpoli- 

>sch wirksam, wie z. B. Selbsthilfein- 
Jiativen, Wohlfahrtsverbände, Kir- 
ften, Vermieter, Arbeitgeber, 

petriebs- und Personalräte, Schulen, 
^K6'en' Vereine und die Familien 

ost. Sie handeln jedoch oft genug in 
ren »Zuständigkeitsinseln". Koordi- 

af»on mit anderen Akteuren oder 
'ragern fehlt. 

^Hche und regionale Familienpolitik 
e.uß deshalb Strukturen schaffen, die 
d
ne Rücksichtnahme auf die Belange 

t 
r Familien institutionalisiert. Dazu 
°en Familienkommissionen, fami- 

durch       'tte'standsförderprogrammen 
^Uen ö    Landesregierungen m den 
%Um   Undesländern 
Werh ^rb'ndung von unfairem Wettbe- 
hefin^Urcn in Regie der Treuhand 
Preio„      e Unternehmen mit Dumping- 
• Sch 
IUöSp!

lei,ere Regelung der offenen Ver- 
8ensf>agen. 

Endlich einmal, so einhellige Meinung 
der rund 400 Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmer, standen die Information, die 
Kommunikation miteinander und die 
Diskussion über Sorgen und Probleme im 
Mittelpunkt. Statt langatmiger Gruß- 
worte und vieler Politikerreden war dies 
ein Kongreß der offenen Foren und Dis- 
kussionsrunden. • 
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Trend zum Nichtwählen stoppen 
Den Trend zum Nichtwählen zu stop- 
pen, ist eine der großen Aufgaben der 
demokratischen Parteien in der Bun- 
desrepublik Deutschland für die kom- 
menden Jahre. Nachdem zwischen 
1983 und 1987 die Wahlbeteiligung 
bereits um 5,3 Prozent (bei jungen 
Frauen fast 10 Prozent) nachgelassen 
hatte, ist sie zwischen 1987 und 1990 
um fast 7 Prozent von 83,1 Prozent 
auf 76,3 Prozent (bei jungen Frauen 
um über 10 Prozent) gefallen. 

Mittlerweile gibt es Landtagswahlen wie 
z.B. zur Hamburger Bürgerschaft 1991, 
wo die Partei der NichtWähler zur stärk- 
sten Partei geworden ist. Bei der Bundes- 
tagswahl 1990 sind die NichtWähler 
bereits bei jungen Bürgern bis 30 Jahren 
zur stärksten Partei geworden. 

Zu beachten ist, daß die Zahl der Nicht- 
wähler nicht einheitlich steigt, sondern 
sich auf jüngere bis 35 Jahre konzentriert 
und hier insbesondere auf jüngere 
Frauen. Es ist wahrscheinlich, daß eine 
solche Entwicklung auch eng mit dem 
Defizit der CDU an weiblichen und jün- 
geren Mitgliedern zusammenhängt. Der 
Frauenanteil ist mit 23 Prozent in den 
alten Bundesländern (neuen Bundeslän- 
der 43 Prozent) zu niedrig. Nur 6,6 Pro- 
zent der Mitglieder der CDU sind jünger 
als 30 Jahre. 

Obwohl jüngere Frauen politisch interes- 
siert sind, verweigern sie weitgehend die 
Mitarbeit und das Engagement in politi- 
schen Parteien. Eine neue Untersuchung 
(1991) kommt zu folgendem Schluß: „Die 
Anteilnahme am politischen Geschehen 
ist insbesondere bei den alleinstehenden 
jungen ledigen Frauen mit einer starken 
Orientierung an den sogenannten neuen, 
postmaterialistischen Werten verbunden, 

bei der der Mitbestimmung, der politi' 
sehen Einflußnahme und der freien M6 

nungsäußerung der Bürger ein hoher J> 
lenwert eingeräumt wird. Vor allem t>el 

den alleinlebenden jungen, ledigen 
Frauen kann somit von einem verstärk 
politischen Bewußtsein ausgegangen * 
den. Zur politischen Beteiligung allein 
hender Frauen läßt sich somit sagen,d 

zwar ein vergleichsweise ausgeprägtes 
politisches Bewußtsein vor allem bei J 

Von Maria Böhmer, 
Vorsitzende des 

Bundesfachausschusses 
Frauenpolitik 

geren Frauen vorhanden ist, aber entsP 
chende Aktivitäten der politischen Ein 
flußnahme meist dahinter zurückblei' 
ben." 

Für die CDU müssen folgende Konse- 
quenzen gezogen werden: 

• Frauen suchen Formen des P°^t,sC
paf- 

Engagements abseits von etablierten 
teien, außerhalb hierarchisch orgams  . 
ten und zumeist von Männern beher 
ten Institutionen. Konsequenz: Die 

stärkt"1 

Rau*1 

da 

Frauen in der CDU müssen verst 
Organisationen im vorpolitischen 
aktiv werden. Junge Frauen müssen 
aufgesucht werden, wo sie sind. 

• Die CDU muß in ihren Veranstalte0* 
formen mehr auf die zeitlichen und 
inhaltlichen Bedürfnisse von Frauen 
gehen. Konsequenz: Frauenthemen 
in Wahlkampfzeiten anzusprechen,    . 
wenig Zweck, sie müssen kontinuier 
angeboten werden. Dabei muß das 
allem auch von den männlichen Ma 
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Eichholzer Informationsforum 
zur Jugendpolitik         

Was bekümmert die Jugend? — 
Wer kümmert sich um die Jugend? 
Anfragen an Jugendverbände und 
Jugendpolitik 

'5- bis 16. November 1991 in Schloß 
E'chholz, Wesseling 
Dle wichtigsten Themen: 
• Jugend in Deutschland — Befind- 

lichkeiten und Entwicklungslinien 
Neue Formen der Jugendarbeit — 
Ziele, Schwerpunkte, Programme 

• Aufgaben und Ziele deutscher 
Jugendpolitik 

• EG 93 und politischer Wandel in 
Europa — Perspektiven für eine 
internationale Jugendarbeit 

Informationen/ Anmeldung: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Institut für Politische Bildung 
Schloß Eichholz 
Postfach 13 31 
5047 Wesseling 

^tsträgern geschehen. Frauenpolitik 
r auch nicht „nur" als Familienpolitik 

Verkauft werden. 

Se   
le CDU muß sich offen, in allen Kon- 

ne{.Uenzen zu den Leitsätzen für eine 
ün ,e Partnerschaft zwischen Männern 
bek       uen (Essener Parteitag 1985) 
que nnen.Und danach handeln. Konse- 
ße 

nz: ^ie Beschlüsse von 1985 müssen 
tik *andteil der Parteiarbeit und der Poli- 
cen erden- Es ist wenig überzeugend, 
tun 

n auf kommunaler Ebene die Einrich- 
herz-V°n Gleichstellungsstellen nur halb- 
DUr"? unterstützt wird, obwohl sie zur 
auß run8 von Politik für Frauen 
InsJ

rordentlich wichtig ist und diese 
Wer(jUtl0nen in den Leitsätzen gewürdigt 

bestehdeni Bremer Parteitag von 1989 
Frau    dle Möglichkeit, Frauen in die 
dieSe

ep"Union aufzunehmen, ohne daß 
den j5rauen Mitglieder in der CDU wer- 
n'cht  1CSe ^ö8''chkeit wird so gut wie 
sie 2,,8enutzt- Ein Grund lie8t darin, daß 

Wenig bekannt ist. 

Konsequenz: Die CDU muß in einem 
ersten Schritt durch eine Diskussions- 
und Informationskampagne mit der 
Frauen-Union ihr Verhältnis zu den jün- 
geren Frauen aufarbeiten und die von der 
Parteisatzung gegebenen neuen Beteili- 
gungsmöglichkeiten bekanntmachen. 

Reformprozeß voranbringen 
Der Bundesfachausschuß „Frauenpoli- 
tik" der CDU sieht es als eine seiner 
wichtigsten Aufgaben an, an der Umset- 
zung dieser Vorschläge intensiv mitzuwir- 
ken und damit den Reformprozeß der 
Partei voranzubringen. Es ist deshalb 
auch besonders zu begrüßen, daß die von 
der CDU eingerichtete Organisations- 
Kommission neue Wege und Formen der 
Parteiarbeit mit dem Ziel diskutiert, 
gerade auch das politische Engagement 
junger Frauen zu wecken und auch inso- 
weit das Jahr 1992 zum Jahr der Parteire- 
form zu machen. Für die Identität der 
CDU und die Mehrheitsfähigkeit unserer 
Partei werden damit entscheidende 
Signale gesetzt. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Materialien für die 
Parteiarbeit 

Werden 
auch Sie 
Mitglied 

in der 

Senioren 
Union // 

CDU 

Zu bestellen bei: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1328 
4808 Versmold 

Faltblatt: 
Bestell-Nr.: 
2426 
Mindest- 
abnahme: 
100 Expl. 
Preis je 
100 Expl.: 
17,50 DM 

(Die Preise 
verstehen 
sich inklusive 
Versand, 
zuzüglich 
Mehrwert- 
steuer) 

Die Zukunft 
mensdiengeredi' 
gestalten 

•    J      *    * 
4 A V«       \» 

Senioren 
Union// 

CDU 

Broschüre: Bestell-Nr.: 5427 
Mindestabnahme: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 32,- DM 
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